
Human-ökologisches Grundeinkommen

Raus aus dem Hamsterrad
Unsere soziale und unsere ökologische Zukunft stehen seit Langem auf der Agenda.  
Zwar gelobt  die Politik in Sonntagsreden seit Jahrzehnten Besserung, aber „Kyoto 1992“  
hat den CO2-Anstieg nicht verhindern können und die „Agenda 2010“ hat die soziale  
Schieflage vergrößert. Deshalb ist es Zeit für einen neuen Ansatz: das human-ökologische 
Grundeinkommen.

von Kurt Rieder

Unser blauer Planet Erde zer-
fällt, langsam und kaum 
beachtet – aber er zerfällt. 

Er wird durch Ausbeutung und 
Konsumwahn zu einer gigantischen 
Mülldeponie entwertet. Die gebets-
mühlenartig vorgetragenen Verspre-
chen, durch technischen Fortschritt 
und Globalisierung sowie nie- 
mals endendes Wirtschaftswachs-
tum eine immer rosigere Zukunft 
zu erhalten, entpuppen sich als 
hohle Floskeln.

Nie war der alte Sponti-Spruch 
„Fortschritt ist die fortschreitende, 
sich beschleunigende Umwand-
lung von Rohstoffen, Energie und 
menschlicher Arbeitskraft in Müll“ 
aktueller. Die sogenannten „entwi-
ckelten Staaten“ beuten auf Kosten 
der „zurückgebliebenen Staaten“ 
und der nachfolgenden Generatio-
nen die noch verbliebene Umwelt 
und Lebensvielfalt unwiederbring-
lich aus. Konsum ist zur Ersatzreli-
gion geworden. Der „Tanz ums gol- 
dene Kalb“ gestaltet sich immer hek- 
tischer und unmenschlicher. Omen 
eines Endes oder einer Wende? 

Sich klar werden,  
was im Leben wichtig ist 

Die Krankenschwester und Buch-
autorin Bronnie Ware hat viele In-
terviews mit Sterbenden geführten 

und dabei vier Dinge ausgemacht, 
die diese am Ende ihres Lebens be-
reuen:
n die eigenen Wünsche hinten an-
gestellt zu haben
n viel zu viel gearbeitet zu haben

n zu wenig Zeit mit der Familie 
oder Freunden verbracht zu haben
n sich selbst nicht erlaubt zu ha-
ben, zufrieden zu sein

Das Leben wartet nicht – die 
meisten Menschen merken es erst 
ganz am Ende. Und dann? Men-
schen in existenziellen Krisen er-
fahren zumeist einen nachhaltigen, 
tiefen inneren Wertewandel. Die als 
wahre Werte erkannten sind alle-
samt nicht die, die unsere heutige 
Medien- und Konsumgesellschaft 
als „Glücksbringer“ suggeriert, 
auch nicht die zum Lebensmittel-
punkt hochstilisierte Erwerbsarbeit 
und auch nicht das mit dem beruf-
lichen Erfolg verknüpfte Ansehen. 
Es sind die sogenannten „kleinen 
Dinge“, die am Ende zählen, vor 
allem: menschlich verlässliche Be-
ziehungen. 

Die Glücksforschung hat fest-
gestellt, dass Einkommen insoweit 
glücksfördernd ist, wie es finanzi-
elle Unabhängigkeit beschert. Be-
sitz und Geld im Überfluss wirken 
dagegen keinesfalls glückssteigernd. 

Eine intakte Umwelt, Bildung, sinn-
volle Beschäftigung und Gesund-
heit sind die am häufigsten genann-
ten Glücksfaktoren. 

Grundversorgung sichern,  
Wirtschaft steuern

Eine intakte Umwelt und ein ge-
lungenes Leben – diese beiden 
Ziele miteinander zu verknüpfen, 
das ist die Kernidee eines „human-
ökologischen Grundeinkommens“ 
(höGE). Es ist eine konsequente 
Weiterentwicklung der schon län-
ger diskutierten Forderung nach 
einem Grundeinkommen. Grund-
einkommen bedeutet:
n für jeden Bürger der gleiche Be-
trag
n existenzsichernd für Essen, Klei-
dung, Wohnung und Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben

Menschen in existenziellen Krisen  
erfahren zumeist einen nachhaltigen, 

tiefen inneren Wertewandel. 
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n ohne Prüfung der Bedürftigkeit 
n ohne Zwang zu Gegenleistungen
n ohne Verrechnung mit anderen 
Einkommen, Steuern, Vermögen etc.

Das höGE koppelt die finanzi-
elle Grundversorgung eines jeden 
Bürgers mit einer umwelt- und res-
sourcenbewussten Steuerung un-
serer Wirtschaft. Dienstleistungen, 
Produktionen, Energieverbrauch, 
Transportkosten und Umweltzer-
störung und damit verbundene 
Investitionen oder Subventionen 
werden nicht verboten, sondern 

unter Berücksichtigung eines Ver-
ursacher-, Kosten-, Haftungsprin-
zips konsequent besteuert. Eine 
beabsichtigte Folge dieser system-
relevanten (Um-)Steuerung ist die 
Entschleunigung des Lebens und 
eine Abkehr vom „immer schneller, 

immer höher, immer weiter“, das 
durch die jahrzehntelange Fokus-
sierung auf ein Wachsen von Wirt-
schaft und Konsum entstand. 

Das höGE löst zudem den kaum 
mehr überschaubaren Dschun-
gel an Sozialsicherungsleistungen 
samt deren vor- oder nachrangigen 
Gesetzen ab und ermöglicht somit 
einen Bürokratieabbau. Die hier-
durch frei werdenden finanziellen 
Mittel können wiederum zur Fi-
nanzierung des höGE dienen. Da 
es sich um eine bundesstaatliche 

Leistung handeln soll, werden die 
Haushalte der Länder und Kom-
munen von sozialen Aufgaben und 
Ausgaben entlastet – und können 
sich konsolidieren und stabilisie-
ren. Das eröffnet ihnen neue Hand-
lungsmöglichkeiten. 

Vorausschauend handeln,  
statt nur reagieren

Der Gang der Geschichte scheint 
zu belegen, dass notwendige Sys-
temänderungen immer erst dann 
ernsthaft angegangen werden, wenn 
uns die Probleme unmittelbar be-
treffen. Die aktuelle Situation um 
die Flüchtlingsströme bestätigt dies. 
Allerdings ist vorausschauendes, 
langfristiges Planen oft nur noch 
sehr eingeschränkt möglich, wenn 
die Probleme plötzlich da sind und 
nach kurzfristigen Lösungen ver-
langen: Hohe finanzielle Sonder-
aufwendungen werden nötig. Das 
höGE verfolgt den Ansatz, statt in 
immer mehr „Feuerwehren“ in ei-
nen soliden „sozialen und ökolo-
gischen Brandschutz“ zu investie-
ren.

Die aktuellen Flüchtlingsproble-
me, Sozialverwerfungen und Um-
weltveränderungen sind nur schwa-
che Vorboten von dem, was uns bei 
unverändertem Verhalten blüht. 
Eine aktuelle Studie der UNICEF 
belegt, dass aufgrund der bereits 
jetzt absehbaren Folgen des Kli-
mawandels – Überschwemmungen 
und Dürren – weltweit rund 700 
Mio. Kinder existenziell gefährdet 
sind. Unruhen und Wanderungsbe-
wegungen werden eine der Folgen 
sein. Die Welt gerät immer mehr 
aus dem Gleichgewicht – ökolo-
gisch und sozial. 

Änderung des Sozialsystems 
ist unvermeidlich

Das bismarcksche Sozialsystem hat 
ausgedient, denn es ist nicht mehr 
in der Lage, für einen sozialen Aus-
gleich zu sorgen. Seit Jahrzehnten 
schrumpfen die Einkommen aus 
abhängiger oder selbstständiger 
Erwerbsarbeit, während die Ein-
kommen aus Vermögen und die 
Transfereinkommen steigen. Die 
Erwerbsarbeit entpuppt sich für 

eine immer größere Bevölkerungs-
gruppe als „Fata Morgana“, da 
durch Digitalisierung, Automati-
sierung, Rationalisierung und Glo-
balisierung in Zukunft hauptsäch-
lich hoch spezialisierte Fachkräfte 
benötig werden – und auch diese 
nur in begrenzter Zahl für eine be-
stimmte Dauer. Andere Arbeiten 
verlieren an Bedeutung und damit 
auch an finanzieller Akzeptanz. 

Schon heute ist fast jeder dritte 
Hartz-IV-Empfänger ein sogenann-
ter „Aufstocker“, also jemand, der 
zwar arbeitet, aber davon nicht 
leben kann. Würden alle, denen 
solche staatlichen Subventionshil-
fen eigentlich zustehen, diese auch 
beantragen, so wären mindestens 
dreimal so viele im Grundsiche-
rungssystem – und dieses würde in 
kürzester Zeit implodieren. 

Nur aus Unkenntnis oder 
Schuldgefühlen stellen viele keinen 
Antrag und führen stattdessen ein 
unwürdiges Arbeitsleben unterhalb 
des Existenzminimums. Nur des-
halb funktioniert unser jetziges So-
zialsystem noch. Das wird ignoriert, 
verharmlost und statistisch beschö-

nigt. Ansätze einer Systemänderung 
werden entweder als utopische 
Spinnerei mitleidig belächelt oder 
es wird mit den Totschlagargumen-
ten „Arbeitsplatzsicherung“ und 
„sozialer Abstieg“ gedroht. Die seit 
Jahrzehnten schrumpfende Mittel-
schicht und andere gesellschaftliche 
Gruppen werden gegeneinander 
ausgespielt. 

Es wird – obwohl alle Erfah-
rungen der letzten Jahrzehnte das 
Gegenteil beweisen – immer noch 

suggeriert, dass derjenige, der nur 
fleißig seine Arbeitspflichten erfüllt, 
auch zu adäquatem Wohlstand, Le-
bensglück und gesellschaftlicher 
Teilhabe kommt. In Wirklichkeit 
kommt seit vielen Jahren Geld zu 

Geld: Kapital zieht noch mehr Ka-
pital an. Hocharbeiten? Das hat sich 
für viele Menschen eh schon mit 
der Geburt in ein sozial-prekäres 
Umfeld erledigt. Und für andere 
bringt es nur ein am Ende enttäu-
schendes, dauergestresstes, so nicht 
gewolltes Leben.

Weniger Stress bedeutet mehr 
Wohlbefinden

Ein höGE für jeden Bürger schafft 
nicht nur die Neid-Debatten ab, 
sondern sorgt zumindest im Ansatz 
auch dafür, den Grundbedarf des 
Lebens gesichert zu haben, ohne 
auf die (Dauer-)Beantragung von 

staatlichen Ersatzleistungen an-
gewiesen zu sein oder der Illusion 
hinterherzujagen, mit einer system-
relevanten Arbeit sein Scherflein 
zum Wirtschaftswachstum beitra-
gen zu müssen, um eine legitime 
Daseinsberechtigung zu haben. 

Eine Abkehr vom Ziel eines stän-
dig steigenden Konsums einerseits 
und einer ständig zunehmenden 
Produktion andererseits würde sich 
auf die menschliche Gesundheit 
positiv auswirken. Die Zahl der 

psychischen Erkrankungen hat sich 
seit 2007 um ein Drittel erhöht – 
und damit auch die Kosten und Fol-
gekosten. Eine Vielzahl von Men-
schen leidet am „immer schneller, 
immer höher, immer weiter“ und ist 

unserer Hektik-Jugendwahn-Spaß-
Gesellschaft nicht mehr gewachsen. 

Unser Lebensschwerpunkt soll-
te endlich wieder auf mehr Mitei-
nander, auf gegenseitiges Gespräch 
und Hilfe, aber auch auf Selbstver-
wirklichung gelegt werden. Für die 
Umsetzung des höGE braucht es 
keine Krämerseelen und Bedenken-
träger. Es bedarf vielmehr kreativer 
Visionäre und einer mutigen Partei, 
die dieses Vorhaben in konsequente 
Politik umsetzt. Wer außer der ÖDP 
eignet sich hierfür?             n

Weitere Informationen und einen Ge-
samtfinanzierungsplan können beim Au-
tor angefordert werden. Er hält darüber 
auch Vorträge.

Eine intakte Umwelt, Bildung, sinnvolle 
Beschäftigung und Gesundheit sind die am häufigsten 

genannten Glücksfaktoren.

Das human-ökologische Grundeinkommen 
will statt in „Feuerwehren“ in einen „sozialen und 

ökologischen Brandschutz“ investieren.

Fast jeder dritte Hartz-IV-Empfänger ist ein 
sogenannter „Aufstocker“, also jemand, der zwar 

arbeitet, aber davon nicht leben kann. 

Würden alle, denen staatlichen Subventionshilfen 
zustehen, diese auch beantragen, würde 

unser Grundsicherungssystem implodieren. 
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